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Sie dürfen alſo eine Denkſchrift über das Material vor
zwei Jahren unter keinen Umſtänden erwarten . “ ( 34. Stzg .
vom 3. Februar 1906 S . 983 . )

5 *
*

Der Vollſtändigkeit halber ſei noch darauf hingewieſen ,
daß der Antrag des Zentrums auf Kündigung der kolo⸗
nialen Lieferungsverträge ( Seite 39 ff . ) auch für das Hand⸗
werk von Bedeutung iſt , da bei freier Wettbewerbung das
Handwerk für dieſe Lieferungen in Betracht kommt (Be⸗
kleidung und Lederwaren ) .

D . Die Taͤtigkeit des Zentrums zugunſten

des kaufmaͤnnilchen Mittelſtandes .

§ 99 . Ahnlich wie für das Handwerk , ſo hat auch
für den kaufmänniſchen Mittelſtand das Zentrum eine Art

Mittelſtandsprogramm zu Beginn der Seſſion aufgeſtellt
und in dieſem Antrag ( Nr . 72 ) ſolche Forderungen auf⸗
genommen , die in abſehbarer Zeit erreicht werden können .
Der Antrag lautet :

„ die verbündeten Regierungen um Vorlegung von

Geſetzentwürfen zu erſuchen , durch welche
1. das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb ent⸗

ſprechend erweitert, das Ausverkaufsweſen geregelt
und das Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte einer

ſeine Härten beſeitigenden Reviſion unterzogen
wird ;

2. beſondere , tunlichſt aus dem Kaufmannsſtande zu
berufende Aufſichtsbeamte — Handelsinſpektoren
—eingeführt werden , welche an Stelle der Polizei⸗

beamten die Durchführung der Beſtimmungen zum
Schutze der Gehilfen und Lehrlinge überwachen ;

dabei auch in Erwägung darüber einzutreten ,
ob und wie dieſe Aufſichtsbeamten für die Kontrolle
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des Ausverkaufsweſens , der Wanderlager und

Wanderverſteigerungen , ſowie der Abzahlungs⸗

geſchäfte herangezogen werden können .

II. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , Erhebungen
über die Lage des kaufmänniſchen Mittelſtandes auf
dem Lande , in den kleinen , mittleren und großen
Städten unter öffentlicher und kontradiktoriſcher An⸗

hörung der verſchiedenen Intereſſentengruppen in die

Wege zu leiten . “

Der Antrag ſelbſt iſt noch nicht beraten worden , aber

der Forderungen des Mittelſtandes haben ſich im

Reichstage beſonders die Zentrumsabgeordneten Erzberger ,
Gröber und Trimborn angenommen .

Staatsſekretär Graf Poſadowsky gab zu Beginn

ſeiner Darlegung über die Mittelſtandspolitik folgende Er⸗

klärung ab : „ Einen einheitlichen Mittelſtand in dem Sinne

gibt es nicht , weil der Mittelſtand aus viel zu heterogenen
Elementen beſteht . Zu ihm gehört meines Erachtens der

größte Teil der Privatbeamten , zu ihm gehört der Hand⸗
werkerſtand , der kleine und mittlere Kaufmannsſtand . “

§ 100 . Die Mißſtände im Ausverkaufsweſen ſind
allbekannt und das gab auch Graf Poſadowsky zu , er

hat ſich darüber mit den verbündeten Regierungen in Ver⸗

bindung geſetzt und teilte hierüber mit :

„ Eine Antwort iſt mir noch nicht von allen Regierungen

zugekommen . Aber ich gewinne immer mehr den Eindruck ,

daß auf dem Gebiete des Ausverkaufsweſens vielleicht

doch eine Verſchärfung der Geſetzgebung notwendig iſt

( ſehr richtig ! rechts und bei den Nationalliberalen ) , vor

allem in der Frage der Nachſchübe . Ich habe mich der

Rechtsauffaſſung nie anſchließen können , daß es notwendig

iſt , wenn ein Ausverkauf ſtattfindet , Nachſchübe zuzulaſſen ,
damit die übrigen Waren verkauft werden können . Wer

„ Ausverkauf “ auf ſeinen Laden ſchreibt , erweckt im Pub⸗
likum doch die Vorſtellung , daß der vorhandene Beſtand

ausverkauft wird . ( Sehr richtigl ) Wenn aber fortgeſetzt

Nachſchübe ſtattfinden , ſo iſt das nicht mehr der Ausver⸗
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kauf eines Beſtandes , ſondern eines chroniſchen Waren⸗

lagers . “ ( 34 . Sitzung vom 3. Februar 1906 S . 982 . )

§ 101 . „ Was die Beſeitigung des Schmiergelder⸗
unweſens anlangt , die auch in der letzten Reichstagsſitzung
beraten wurde , ſo möchte ich bitten , hierauf vorläufig nicht
zurückzukommen . In kaufmänniſchen Kreiſen iſt man über
die geſetzliche Regelung dieſer Frage außerordentlich zweifel⸗
haft und noch viel mehr darüber , ob ſich dieſem Unweſen
überhaupt durch die Geſetzgebung beikommen läßt . ( Graf
Poſadowsky am 3. Februar 1906 S . 983 . ) Aber trotz
dieſer ablehnenden Haltung hat der Abg . Trimborn betont ,
daß das Zentrum dieſe Frage nach wie vor im Auge be⸗

halten werde .

§ 102 . „ Beſonderes Gewicht legen meine Freunde
darauf , daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des kleinen

und mittleren Kaufmannsſtandes einmal gründlich klar⸗

geſtellt werden durch eine umfaſſende Reichsenquete . Die

Klagen dieſer Kreiſe werden immer lauter . Sie ſagen :
wir können uns der verſchiedenen Machenſchaften und der

verſchiedenen Bekämpfungen ſeitens des Großunternehmer⸗
tums nicht mehr erwehren , unſere Not wird immer größer
und die Schädigung immer bedeutender . Man muß in

einer Großſtadt leben und dort in den alten Geſchäfts⸗
vierteln verkehren , die mitten in der City liegen , wo die

alte eingeſeſſene Kaufmannſchaft wohnt , und da muß man

von Laden zu Laden gehen . “ ( Abgeordneter Trimborn am
1. Februar 1906 S . 983 . ) Graf Poſadowsky hat ſich
über dieſe erſtmals angeregte Materie nicht geäußert , wohl
aber fand ſie im Hauſe lebhafte Unterſtützung .

§ 103 . Die Frage der kaufmänniſchen Lehrlings⸗
ausbildung hat derſelbe Abg . Trimborn beſprochen und

die öffentliche Aufmerkſamkeit auf die vielen Mängel der⸗

ſelben hingewieſen .

§ 104 . Die ablehnende Haltung des Bundesrats in

Sachen der Einführung der Handelsinſpektoren hat der

Abg . Trimborn „lebhaft bedauert “ ; Staatsſekretär Graf

SSSSS
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Poſadowsky meinte zur Rechtfertigung derſelben , „ daß es

ſehr bedenklich iſt , für alle Erwerbszweige eine Art Auf⸗
ſehertätigkeit einzuführen “ . Das Zentrum aber verfolgt
die Sache weiter , wie ſein letzter Initiativantrag zeigt , in

welchem es nur anregt , ob der künftige Handelsinſpektor
nicht auch auf Durchführung des Geſetzes über den un⸗
lauteren Wettbewerb herangezogen werden könne , ebenſo
für die Maßnahmen gegen das Ausverkaufsunweſen .

§ 105 . „ Es ſind dann auch Beſtimmungen gefordert
worden über den Dienſtvertrag der Privatbeamten und
über die Regelung ihrer Rechtsverhältniſſe . Es ſollen
alſo ähnliche Regelungen erfolgen , wie ſie zum Teil ſchon
in der Gewerbeordnung , im Handelsgeſetzbuch und im

Bürgerlichen Geſetzbuch beſtehen . Die Enqueten über die

Verhältniſſe der Privatbeamten ſind abgeſchloſſen , das
Material liegt jetzt dem reichsſtatiſtiſchen Amt zur Ver⸗

arbeitung vor , und ich hoffe , daß es möglich ſein wird ,
dem nächſten Reichstag eine eingehende Denhſchrift über

dieſe Enqueten vorzulegen . Dann werden wir ja in der

Lage ſein , gemeinſam weiter zu erörtern , was geſchehen
kann . “ ( Staatsſekretär Graf Poſadowsky am 7. Februar
1906 S . 983 . )

Soweit techniſche Angeſtellte in Betracht kommen , hat
das Zentrum in Verbindung mit anderen Parteien folgen⸗
den Antrag ( Nr. 241 ) eingebracht :

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dem Reichstage baldigſt
Geſetzentwürfe vorzulegen , durch welche

1. die Vorſchriften der Gewerbeordnung über das Dienſtverhältnis
der techniſchen Angeſtellten ( §8 183 aff. ) den Beſtimmungen
des Handelsgeſetzbuches über das Dienſtverhältnis der Hand⸗
lungsgehilfen angepaßt werden ,

2. die ſo verbeſſerten Vorſchriften der 88 133 a ff. der Gewerbe⸗
ordnung auf alle techniſchen Angeſtellten ( insbeſondere die⸗
jenigen in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben ) ausgedehnt
werden ,

3. zugunſten der in § 133 a bezeichneten Perſonen Vorſchriften
über angemeſſene Ruhezeiten geſchaffen werden ,

4. die Zuſtändigkeit der Gewerbe⸗ oder Kaufmannsgerichte auf
die techniſchen Angeſtellten ausgedehnt wird unter Errichtung
beſonderer Abteilungen , in denen die Beiſitzer zur Hälfte tech⸗
niſche Angeſtellte ſein müſſen .
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Die Kommiſſion iſt mit der Weiterberatung beauf⸗
tragt ; Berichterſtatter iſt der Zentrumsabgeordnete Sittart ;
der Zentrumsabgeordnete Nacken hat den Antrag in der

erſten Leſung eingehend begründet .

§ 106 . Nicht ſtreng hierher gehörig , aber mit dem

Kapitel Privatbeamte in Verbindung ſtehend , iſt folgende
Feſtſtellungnahme des Staatsſekretärs :

„ Die Arbeitszeit der Anwaltsgehilfen iſt Gegenſtand
einer Verhandlung zwiſchen mir und dem preußiſchen Herrn
Juſtizminiſter geweſen . Ich habe die Stellung des preu⸗
ßiſchen Herrn Juſtizminiſters den übrigen Bundesregierungen
mitgeteilt ; aber ich möchte jetzt ſchon darauf hinweiſen ,
daß auch nach der Auffaſſung des preußiſchen Juſtizminiſters
ſolche Übelſtände bisher nicht feſtgeſtellt ſind , die ein geſetz⸗
liches Einſchreiten unbedingt notwendig machen , und wenn

ich meine ganze perſönliche Auffaſſung hinzufügen darf ,
ſo meine ich : ſollte etwas geſchehen , dann wäre der richtige
Platz dafür die Anwaltsordnung . “ ( 34. Sitzung vom 3.

Februar 1906 S . 938 . )
*. *

Der Vollſtändigkeit halber ſei hier noch hingewieſen
auf die Paragraphen der Reform des Wechſelproteſtver⸗
fahrens ( Seite 21) , der neuen Maß⸗ und Gewichtsordnung
Seite 23) , der Statiſtik des Warenverkehrs ( Seite 138f . ) ,
des Urheberrechts an Werken der bildenden Kunſt und

Photographie ( Seite 19) und des Lieferungsweſens für
die Kolonien ( Seite 39ff . ) .
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